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sauk in tiefes Sinnen. Alle die Wohlgemeinten schönen Verfügungen, mit denen
er früher die lieben Brüder hatte stärken wollen, tauchten in seiner Erinnerung auf.
Wenu er mit ihnen denselben Eindruck gemacht hatte, wie dieses Schreiben auf
ihn, so hatte er nicht viel Frende angerichtet. Er legte die Epistel zu dem übrigen
und schloß seufzend den Pachtkontrakt mit dem Rappstedter Amtmann ab.

Maßgebliches und Unmaßgebliches

Von der schonen kapitalistischen Gcsellschaftsordunng. Die Parlameuts-
verhandlungen der letzten drei Wochen liefern eine hübsche Beispielssammlniig zu
einem der wichtigsten Sätze der Volkswirtschaft. Am ö. März lenkte im preußischen
Abgeordnetenhanse der Abgeordnete Knebel „die Aufmerksamkeit der Regierung auf
die Gefahr der Einfuhr ausländischen Obstes hin"; auf 117 000000 Kilogramm
sei die Einsuhr gestiegen. Denn wenn eine Mutter sich freut, daß sie jedem ihrer
Kinder täglich einen Apfel geben und ihrem magenleidenden Mann öfters Back¬
pflaumen als Kompott vorsetzen kann, weil beides billig ist, so ist das natürlich in
nusrcr unvergleichlich schönen Wirtschaftsordnung ein Unglück, gegen das sofort der
Staat einschreiten muß. Am 12. März klagte im Reichstage jedermann jeden an
wegen des unglückseligen Zuckergesetzes. Keiner wollte es gewesen sein, auch Herr
Pansche nicht; der Balg, meinte er, habe zu viele Väter, als daß er sich dafür
verantwortlich fühlen könne; er weiß nicht einmal mehr, wie er gestimmt hat. Aber
diese Väter sind doch lauter eminent slaatserhaltende Männer, die nicht allein den
Patriotismus, sondern mich die Weisheit in Erbpacht haben. In Frankreich hat
sich au den letzten Debatten über die Zuckersteuer der sozialistische Abgeordnete
Jaurss sehr lebhaft beteiligt, uud da klagt nun Leroy-Becmlien im ZZeonomists:
„Es ist bedauerlich, daß man in dieser Debatte die Initiative aller Verbesserungs¬
anträge, von denen einige unpraktisch, andre aber durchaus annehmbar waren,
Herrn Innres überlassen hat. Dadurch hat man den Sozialistenführer auf eiu
höheres Postament gestellt nnd ihn in die beneidenswerte Lage gebracht, in vielen
Fällen den gesuudeu Menschenverstand vertreten zu haben, nnd man hat ihn oben¬
drein znm Hnnpt der 220 bis 250 Depntirten erhoben, die gegen das Gesetz
stimmten." Am 13. März zog im preußischen Landtage Graf Kanitz gegen das
Kohlensyndilät des Rnhrgebiets los, empfahl dem Eisenbahnminister die englischen
Kohlen und ausländische Schienen und sprach seine Frende darüber aus, daß der Au-
spiuch der Bergarbeiter auf mindestens 1S00 Mark Einkommen nls berechtigt anerkannt
werde (von der öffentlichen Meinung, muß mau ergänzen; die Zechen haben ihn
bis jetzt nicht anerkannt). Selbstverständlich beteuert der agrarische Graf, daß ihm
das Gedeihen der deutschen Kohlen- und Eisenindustrie nicht weniger am Herzen
liege wie den Besitzern der Werke; nur ist es die Frage, ob ihm diese Herren
glauben werden; vermag er doch auch die Liebe der Getreidehändler zur Landwirt¬
schaft nur schwer sür echt zu halten. In mehreren Sitzungen sodann gerieten
einander die Agrarier von Ost uud West wieder eiumal wegen der Staffeltarife
in die Haare, und auch die Feindschaft gegen die Kanäle kam gelegentlich wieder
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zum Ausbruch. Jede Interessengruppe will ebeu für die Ausfuhr ihrer eignen
Produkte cille Verkehrsmittel in größter Vollkommenheit zur Verfügung haben nnd
zugleich diese Mittel vernichten oder ihre Anwendung hemmen, wo immer sie von
Konkurrenten benutzt werden, eine Zumnnmg, durch die der allergescheitestc uud
nervenloseste Verkehrsminister zum Wahnsinn getrieben werden kann. Sowohl im
Landtage wie im Reichstage wurde mehrere Tage lang das leere Stroh der Börsen-
frage gedroschen, wobei der Herr Handelsminister das Thema variirte: nichts ge¬
wisses weiß man nicht, nnd für seine Höflichkeit gegen beide gleich rastlose Parteien
von der Rechten wie von der Linken gleich lebhaften Beifall erntete. Fügen wir
noch hinzu, daß der neue Gesetzentwurf zur Organisation des Handwerks nach hand¬
werkerfreundlichen Blättern ein „Zwitterding" ist, „au dem niemand Gefallen finden
wird," und daß nach der schon wieder einmal in einer großen Neichstagsdebatte
vorgetragnen Ansicht der Konservativen die Bäckermeister zu Grnnde gehen müssen,
wenn ihnen nicht gestattet wird, ihre Gesellen und Lehrlinge in der von einer
Reichskomiuission ermittelten Weise zu schinden und an der Gesundheit zu schä¬
digen,^) so haben wir ein Bild unsrer höchst vortrefflichen Wirtschaftsordnung, wie
es kein Sozialdemokrat schöner malen kann.

Karl Marx hat eben Recht mit seiner Darstellung der innern Widersprüche,
nn denen die kapitalistische Wirtschaftsordnung leidet, und die zu ihrer Auflösung
führen müssen, wenn sie die Alleinherrschaft erlangte und die uaturalwirtschaftliche
Produktion für den eignen Bedarf, sowie die Produktion des Arbeiters mit eignen
Arbeitsmitteln vollständig verdrängte. In diesem „wenn" aber liegt, wie die Leser
wissen, unser Unterschied von den Sozialisteu. Diese sagen: es wird geschehen;
wir sagen: es braucht nicht zu geschehen, und es kann und muß dafür gesorgt
werden, daß es nicht geschehe. Die Eigenschaft, unter Umständen zerstörend zn
wirken, ist keine Besonderheit der kapitalistischen Warenprvduktions- nnd Tcmsch-
ordnung. Jedes körperliche und jedes geistige Element: Sauerstoff, Wärme, An¬
ziehungskraft, Autorität, Freiheit, Thatkraft, Liebe, und was man sonst nennen mag,
wirkt unter gewissen Umständen schöpferisch und erbauend, unter gewisse» andern
Umständen auflösend uud zerstörend. Dasselbe gilt von allen Triebkräften und
Grundformen des Wirtschaftslebens und von allen Staats- und Gesellschnfts-
eiurichtuugeu. Nichts wirkt wohlthätiger in einer gesunden Gesellschaft als der
Kapitalzins, nichts verheerender und zerstörender in einer kranken. An sich ist nichts
notwendiger zu einem zivilisirten Leben und wird nichts von allen Beteiligten als
eine größere Wohlthat empfunden als der Austausch der Produkte uud Leistungen.
Unter welchen Umständen auch auf diesem Gebiete Vernunft Unsinn und Wohlthat
Plage wird, haben wir oft genug gezeigt. Der Ministerverbrauch wird stark

Eine auf den Stimmenfang berechnete Politik macht stets einen widerlichen Eindruck,
aber etwas widerlicheres als das Liebeswerbender Agrarier um die Bäckermeister haben, wir
lange nicht erlebt. Ehe der verunglückte Feldzug gegen die Börse alle Kräfte der Agrarier
in Anspruch nahm, wurden die Bäcker als Schmarotzerverfolgt, die sich im Bunde mit den
.Händlern und den Müllern auf Kosten der Landwirte bereicherten, und die durch Dominial-
und Genossenschaftsbäckerciennufs Trockne gesetzt werden mußten; jetzt sind diese Bäckermeister
auf einmal unentbehrliche Gesellschaftsstützen,die schon schwer um ihre Existenz ringen, und die
nun noch dazu auch der Staat unverstündigerweise bedroht, indem er ihnen eine unmenschliche
Ausbeutung ihrer Arbeiter verbietet. Der Freiherr von Stumm freilich erklärt die Bäckerei für
das gesündeste Gewerbe. Er soll doch seinen Sohn, wenn er einen in diesem Alter hat, jenem
Stuttgarter Meister in die Lehre geben, der seinen Lehrling der Widerspenstigkeit beschuldigt,
weil dieser nicht dem ersten Weckruf folgt: dem Jungen sind nämlich nur vier Stunden Schlaf,
natürlich Tngschlaf zugemessen. In Schottland soll die Nachtarbeit in den Bäckereien beinahe
vollständig abgeschafft sein.
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Werden, wenn das noch lange sv fortgeht mit der Zumutung jeder Juteressenten-
grnppe nn den Staat, daß er ihren Gewinn sichern und erhöhen soll auf Kosten
aller andern Gruppen; welcher noch so kräftige Mann hielte das lange aus?

Zum Gesetzentwurf über das Auswnnderungswesen. Der am II.Mürz
dem Reichstage zngegangne Gesetzentwurf über das Auswanderungswesen ist iu der
Sitzung vom 16. März einem Ausschuß von 21 Mitgliedern zur Vorberatung über¬
wiese» worden, ohne daß man aus den Verhandlungen der ersten Lesung einen
Schluß auf die endgiltige Regelung der deutschen Auswanderung ziehen könnte.
Der Gesetzentwurf will äußerlich polizeiliche Handhaben zur Förderung einer großen
hochpolitischenAufgabe schaffen, die nur in der Begründung der Vorlage zum Aus¬
druck kommt, nicht im Gesetze selbst, die aber natürlich ein viel größeres uud grund¬
sätzlicheres Interesse beansprnchen darf, als die auf ihre politische Zweckmäßigkeit
zu prüfenden und vielleicht ganz anders zu fassenden fünfzig Paragraphen des
Entwurfs. Über deren Inhalt genügt es, folgendes mitzuteilen. Wer die Be¬
förderung von Auswaudrern nach außerdeutschen Ländern betreiben will, bedarf
hierzu einer Erlaubnis als „Unternehmer." Zur Erteilung der Erlaubnis ist der
Reichskanzler zuständig, ebenso zu der jederzeit zulässigen Beschränkung oder Ent¬
ziehung einer einmal erteilten Erlaubnis. Die Befuguis des Reichskanzlers in
dieser Beziehung ist unumschränkt, der ihm zur Seite gestellte „sachverständige
Beirat" soll nur eiue beratende Stimme haben, und seine „Anhörnng" ist nur vor¬
geschrieben vor Erteilung der Erlaubnis zu solchen Unternehmungen, „welche die
Besiedlung eiues bestimmten Gebietes in überseeischen Ländern zum Gegenstaude
haben." Die Erlaubnis ist nur für bestimmte Länder, Teile von solchen oder be¬
stimmte Orte und im Falle überseeischerBeförderung nur für bestimmte Einschiffnngs-
häfen zu erteile». Im Falle beabsichtigter überseeischer Beförderung soll der um die
Erlaubnis nachsuchendeUnternehmer, abgesehen von einer in allen Fällen zu stellenden
Sicherheit von fünfzigtausend Mark, den Nachweis führen, daß ihm hierzu geeignete
,,eigne" Schiffe znr Verfügung stehen — eine Bestimmung, die wohl von vornherein
in dieser schroffen Form als unpraktisch bezeichnet werden muß. Verboten ist unter
anderin auch die Beförderung von Reichsnngehörigen, für die der Beförderungs¬
preis ganz oder teilweise von fremden Regierungen oder von Kolonialgesellschaften
oder ähnlichen Unternehmungen bezahlt wird, oder denen von solcher Seite Vor¬
schüsse geleistet werden Ausnahmen in dieser Beziehung kann der Reichskanzler
zulassen.

Es ist klar, daß diese Bestimmungen dem Reichskanzler eine außerordentlich
wirksame Handhabe zur Regelung der Auswanderung geben würden, wenn nnch
das vom Gesetz betroffne „Betreiben der Beförderung von Auswandrern" nicht als
gleichbedeutend anzusehen sein wird mit jeder Gewährung Von Reisegelegenheit von
Deutschland nach dem Auslande, auch weun die Reisenden zufällig in der Absicht
der Auswanderung die Gelegenheit benutzen. Eiu klarere Fassung der Vestimmnngen
wird hier aber zur Verhütung falscher Auslegungen nötig werden.

Was die große politische Aufgabe anbetrifft, zn deren Förderung — Losung
wäre zu viel gesagt — der Gesetzentwurf die polizeilichen Handhaben schaffen will,
so geht diese uach dem Wortlaut der Begründung dahin: „eine in wirtschaftlicher
nnd nationaler Beziehung zielbewußte Auswanderungspvlitik in dem von der öffent¬
lichen Meinung in Deutschland verlangten Sinne zu ermöglichen." Es verdient
Beachtung, daß darnach die verbündeten Regierungen von einer „eigneil" Meinung
auch auf diesem Gebiete zn sprechen vermeiden. Das kann das Vertrauen zu der
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deutschen Answanderungspolitik der nächsten Zukunft nicht gerade erhöhen. Alle
Achtung vor der „öffentlichen Meinung" und dem Respekt, den die Regierungen
vor ihr haben, nber eine eigne Meinung bei den Herren ein leitender Stelle kennen
zu lernen, wäre uns viel lieber. Die „öffentliche Meinung" verlangt nach der
Begründung des Entwurfs in der Hauptsache dreierlei: 1. staatliche Fürsorge für
zuverlässige Anskuufterteilung au Auswanderungslustige; 2. erweiterte Fürsorge der
amtlichen Organe des Mutterlandes für die Answcmdrer auch nach ihrer Nieder¬
lassung am Bestimmungsort; 3. Erhaltung des Deutschtums unter den Auswnudreru
und Nutzbarmachung der Auswanderung für die Interessen des Mutterlandes, und
zwar durch Ableukuug der Auswanderung von ungeeigneten und Hinlenkung «ach
geeigneten Zielen.

Dem Verlangen nach einer staatlichen Auskunftsstelle für Auswanderungslnstige
trägt der Entwurf keine Rechnung, nnd zwar deshalb nicht, weil diese Stelle schon
im Auswärtigen Amte vorhanden sei. Man wird sich damit wohl zufrieden geben
dürfen, mir muß das Auswärtige Amt als Auskuuftsstelle für Auswandrer anch
seiner Aufgabe möglichst vollkommen zn entsprechen suchen. Wenn es will, kann es
gewiß auch darin genügendes leisten. Ähnlich steht es mit der Erfüllung des zweiten
Verlangens der „öffentlichen Meinung," der Fürsorge für die Ausgewanderten iu
der neuen Heimat. Auch hier werden die bisherigen Einrichtungen, d. h. das Kvu-
snlatswesen, grundsätzlich für ausreichend gehalten, unter Umständen soll der Reichs¬
kanzler besondre Kommissare damit beauftragen dürfen. Das scheint uns richtig,
natürlich auch nur, wenn die Kousulu zahlreich genug vorhanden und ans dem Platze
sind, was nicht immer der Fall ist. Jedenfalls wird die „öffentliche Meinung"
gut daran thun, sich gegenwärtig zu halten, daß das Dreinreden vom Mutterlande
aus in die Verhältnisse der neuen Heimat des Ausgewanderten seine Grenzen Hai
uud oft eine sehr heikle Sache ist. Das wird man anch bei der Beurteilung dessen,
was die Begründung über die dritte Forderung der „öffentlichen Meinung" sagt,
nicht vergessen dürfen. Am Biertisch ist die alldeutsche Politik viel ungenirter als
im Auswärtigen Amt.

Diese dritte Forderung ist das, wozu hauptsächlich die Schaffung der neueu
Handhaben vorgeschlagen wird. Deshalb ist die Vorlage sehr wichtig und könnte
sogar unter günstigen Umständen epochemachend werden. Bei der Erfüllung der
Forderung wäre natürlich in erster Linie an die deutschen Schutzgebiete, an die
Besiedlung unsrer Kvlonieu mit deutschen Auswandrern zn denken, aber es ent¬
spricht der praktischen Sachlage, daß die Regierungen bei der Einbringung dieses
Gesetzentwurfs daran zunächst nicht gedacht haben. Die deutschen Schutzgebiete
kommen zur Zeit für die Besiedlung mit deutschenAuswnndreru nicht in Betracht;
geschieht das einmal, dann werden auch andre, neue Aufgaben erwachsen, denen
die Regierungen, und das ist mir zu billigen, in der gegenwärtigen Vorlage
nirgends vorgreifen. Es handelt sich darin nicht um die Auswanderung nach
eignen Kolonien, in denen das deutsche Reich der Herr im Hause ist, sondern
zunächst nur um die Auswanderung Deutscher nach Ländern, wo eine fremde
Staatsgewalt Herr ist, nnd wo daher das hochverehrliche „europäische Kouzert"
in seiner bekannten Menschen- nnd Friedensliebe auch die schlechteste Herrschaft
schützen uud stützen würde, gerade wenn sich Deutschland zu erusterm Dreinreden
entschlösse. Wir sind zwar der Meinung, daß Deutschland über kurz oder lang
da oder dort zu diesem Entschluß kommen muß, nnd daß dann seine Schiffsgeschütze
einen kräftigen Ton zu reden haben werden, aber damit hat der vorliegende Gesetz¬
entwurf uichts zu thun; das wird uns wohl auch die alldeutsche „öffentliche Meinung"
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zugcbeu müssen. Wegen der heute in Frage kommenden deutschen Auswanderung
unterscheidet die Regierung in der Begründung nach den thatsächlichen Verhältnisseil
zwischen der Auswanderung »nch den Vereinigten Staaten, Kanada und Australien
einerseits uud Südamerika, namentlich Südbrasilien und gewissen Teilen der Laplata-
staaten, andrerseits. Sie läßt dabei mit Recht durchblicken, daß die Auswanderung
nach den erstgenannten Gebieten der Forderung, für die der Entwurf die ueueu
Handhaben schaffen will, im allgemeinen nicht entspricht, aber ebenso mit Recht sieht
sie ein, daß es weder die Aufgabe dieses Gesetzentwurfs sein kann, noch daß es
überhaupt zn erreichen ist, die Reichsangehörigeu, die den Entschluß gefaßt haben,
dorthin ausznwandern, vou diesem Vorhaben abzubringen. Thatsächlich spitzt sich
also der Zweck, den man hauptsächlich durch das neue Gesetz fördern will, auf die
deutsche Auswandernng nach Südamerika zu.

Hinsichtlich der Answandernng nach Südamerika, d. h. also wohl im Gegensatz
zu der uach dcu Vereinigten Staaten, Kanada uud Australien, soll, wie die Be¬
gründung sagt, davon Abstand genommen werden, „den ganzen südameriknnischcn
Kontinent oder größere Teile desselben ohne weiteres als geeignetes Ziel der
deutschen Answandernng" und demgemäß als „zulassiges Ziel der entsprechenden
Unternehmerthätigkeit" zu bezeichnen. Die darüber auszufertigenden „Erlaubnis-
Urkunden" sollen vielmehr enger begrenzt werden, und zwar möglichst auf „bestimmte
Ansicdlungen oder Ausiedlungsterraius" lanteu. Ju dieser Spezialisiruug der Er¬
laubnisurkunden erblickt mau, und zwar mit Recht, das wirksamste Mittel, die An-
siedluug deutscher Auswandrer „in kompakten Massen" zn ermöglichen, was zur
Erhaltung des Deutschtums uuter deu Ausgewanderten besonders wichtig erscheint.
Auch will man es dadurch in der Hand behalten, „durch Beschränkung der Er¬
laubnis auf die bei der Vorprüfung der betreffenden Ansiedlnngsverhältnisse als
zulässig besundne Kopfzahl, Bernfsart und dergleichen von Auswandrern Kata¬
strophen vorzubeugen, wie solche sich häufig aus eiuer die Grenzen der vorläufigen
Anfnahniefähigkeit einer Ansiedlnng übersteigenden Anzahl von Ankömmlingen oder
aus dem Zuflüsse nicht verwertbarer Klassen von Ansiedlern ergeben haben." Ge¬
dacht ist bei dieser, wie man sieht, ziemlich weitgehend beabsichtigten Regelung der
einzelnen Ansivauderungsnuternehmungen hauptsächlich an die Thätigkeit „deutscher
Besiedlungsgesellschaften," d. h. Gesellschaften, die ihren Sitz in Deutschland haben,
mit deutschem Kapital begründet sind „uud, indem sie sich mit einer den Verhält¬
nissen des deutscheu Geldmarkts bei svlideu Aulagen entsprechenden Verzinsung ihres
Kapitals begnügen, jede thuulichste(!) Förderung nmso mehr verdienen, als sie durch
ansgiebige Übernahme der Unternehmerrvlle nicht nur in den Dienst nationaler
Answandernngspolitik stellen, sondern auch eine erwüuschte Gelegenheit bieten würden,
um (!) dasjenige deutscheKapital, das bisher in erheblichem Umfange und nicht zum
Vorteile des deutschen Nativnalwvhlstands in den schwer kontrollirbaren Wertpapieren
gerade jener Einwanderungsländer Verzinsung suchte, nationalen Aufgaben und
Anlagen zuzuführen."

Damit hätten wir etwa das aus den bisherige» Auslassungen der Regierung
wiedergegeben, was ein Bild davon geben kann, wie mau sich die Sache vorläufig
denkt. Die Rede des Regieruugsvertreters in der Neichstagssitzung vom 16. März
hat der Vorlage keine wichtigen neuen Züge hinzugefügt. Das weitere wird sich
unn in den Ansschnßvcrhandlnngen abspielen, vielleicht sehr reichlich und sehr leb¬
haft und nicht immer im Sinne der von der Regierung zitirten „öffentlichen
Meinung." Der „Freisinn" wird natürlich anch in dieser Frage wieder seine
orthodoxe Beschränktheit durch grundsätzliche Opposition bethätigen, und das Zentrum
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wird zusehen, was dabei für Rom zu schachernist. Daß in Südamerika die deutschen
Einwandrer deutsch bleiben, wird das Zentrum niemals aufrichtig wünschen. Wie
die Deutschen im Polnischen möglichst schnell zn Polen gemacht werden im römischen
Interesse, so wird das Zentrum des deutscheu Reichstags immer darauf ausgehen,
daß die Deutschen in Südamerika möglichst schnell „Lateiner" werden, denn nur
so werden sie zn gehorsamen Dienern des niederträchtigsten papistischen Pfaffentums
der Welt. Das Zentrum ist und bleibt der geschwvrne Feind des Deutschtums,
das soll man auch bei den Verhandlungen über diese Frage nicht vergessen.

Für den praktischen Erfolg der vorgeschlagnen Bestimmuugen, wenn sie Ge¬
setzeskraft erlangen, wird die wichtigste Voraussetzung seiu, daß deutsches Kapital
und solide deutsche Unternehmer sich bereit finden, die Sache in die Hand zn nehmen.
Daß auf diesen Gebieten die Gefahr von Schwindeluuternehmungeu und noch mehr
die von Phantastereien besonders groß ist, verhehlen wir uus nicht, und die Ver¬
antwortlichkeit, die der Reichskanzler durch die Vorlage übernimmt, ist sogar uu-
geheuer groß. Mau muß wünsche«, daß ihn die alldeutsche „öffentliche Meinung,"
der er so weit entgegenkommt, gewissenhaft uud mit geschäftsmäuuischcmErnst unter¬
stützt. Nackenschläge könnten für unfre ganze Volks- und weltwirtschaftliche Ent¬
wicklung ein schwerer Schaden werden. Es ist frendig zu begrüßen, daß die Aus-
wanderuugsfrage von der Regierung selbst endlich in Fluß gebracht worden ist,
aber auch hier werdeu unsre leitenden Staatsmänner keinen Segen stiften und
keinen Dank ernten, wenn sie nicht als ganze Männer die Zügel führen, alles ein¬
setzen für das, was sie selbst als heilsam erkennen, und rücksichtslos der jämmer¬
lichen Zerfahrenheit der Parlamentarischen Parteiwirtschaft zu Leibe gehen, die das
deutsche Volk, wahrhaftig unverdientermaßen, zum Gespött macht, nicht nur iu Europa.

/?

National-sozial und sozialdemokratisch. In ihrer Ausgabe vom
18. März hat die „Zeit" einen höchst beachtenswerten Beitrag von Professor Rudolph
Sohm über die Stellung der National-Sozialen zur Sozialdemokratie veröffentlicht,
auf den wir bei dem Ernst der Sache nnd des Verfassers an dieser Stelle ein¬
gehen zu müssen glauben, so wenig es sonst Sache der Grenzboten sein kann, mit
der Tagespresse zu polemisiren. Der Artikel läuft im wesentlichen auf folgendes
hinaus. Die „Partei," die die National-Sozialen ins Leben rufen wollen, soll die
„Arbeiterbewegung" von dem „Bündnis" mit der Sozialdemokratie befreien. Die
Sozialdemokratie habe das „Verdienst" gehabt, „den deutschen Arbeiterstand zu
wecken, zu organisiren, in Schlachtordnung aufzustellen." Aber sie sei unfähig,
„das Heer zum Siege zu führen." Warum? Die Sozialdemokratie sei der erklärte
Feind der ganzen bestehenden Staats- und Rechtsordnung. Die natnrnotwendige
Folge des kapitalistischen Privateigentums sei nach ihrer Lehre „die Ausbeutung
des Arbeiters durch den mit Kapital ausgerüsteten Unternehmer"; der eigne sich
den „Mehrwert" an, er sei an sich der Ausbeuter. Es gebe sür die Sozialdemokratie
keiue Nation, sondern nur zwei Klassen: Ausbeuter und Ausgebeutete. Der Staat
sei darnach ein Klassenstaat, der lediglich zum Schutze der Ausbeuterklasse und der
von ihr betriebnen Ausbentnng diene. Der Staat sei nach dieser Lehre ein Un-
stacit, das Recht Unrecht, Hilfe durch den Klassenstaat und innerhalb des Klasfen-
stnats ausgeschlossen. Das unerbittliche Naturgesetz der ökonomischen Entwicklung
der bürgerlichen Gesellschaft, so lehre die Sozialdemokratie, fördere vielmehr die
„wachsende Zunahme des Elends, des Drucks, der Knechtung, der Erniedrigung,
der Ausbeutung," bis endlich der Arbeiterstand durch den Arbeiterstand selbst, das
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heißt durch die von ihm herbeizuführende Umwandlung des Klassenstaats in den
Zukunftstaat, befreit werde.

Diese sozialdemokratische Lehre sei — so erklärt Sohm — eine „Irrlehre/?
Erstens täusche sie den deutschen Arbeiter über sein „Verhältnis zum Unternehmer."
Der Unternehmer „als solcher" sei nicht der Ausbeuter, sondern der „Führer im
Produktionsprozeß, der die an sich leistnngsunfähige Masse organisirt, zu dem von
ihm erkannten Ziele in Bewegung setzt und sie durch seine Thätigkeit fähig macht,
den »Mehrwert« zu erzeugen." Dann täusche die sozialdemokratische Lehre den
Arbeiter zugleich über sein „Verhältnis zn Recht und Staat." Das bestehende
Recht sei nicht „als solches" Unrecht, der bestehende Staat nicht „als solcher" der
Klassenstaat. Das bestehende „Recht" wolle die „Freiheit" des Arbeiters und
seines Arbeitsvertrages. Der bestehende Staat wolle „nach seinein Wesen" Ge¬
rechtigkeit für alle seine Angehörigen. Das bestehende Recht und der bestehende
Staat fei, wie auch die augenblickliche Handhabung der Staatsgewalt sei, „der
geborne Bundesgenosse des deutsche» Arbeiters," und nnr auf dem Boden der
bestehenden Rechts- und Staatsordnung werde dem deutschen Arbeiter geholfen
werden.

Und wie will nun das die neu zu begründende Partei im Gegensatz zur
Sozialdemokratie nach des Verfassers Vorstellung erreichen, wie will sie im Gegensatz
zur Sozialdemokratie die „Arbeiterbewegung" zum Ziele führen? Was ist das
Ziel, und welche praktischen Maßnahmen sollen zu seiner Erreichung, immer im
Gegensatz zur Sozialdemokratie, ergriffen werden? Der Artikel bringt uns keine
Klarheit und wird sie auch der Masse der Arbeiter nicht bringen, das Ziel wie
die Mittel bleiben vielmehr noch unklarer als bei der sozialdemokratischcu Lehre
uud Agitation.

„Die Arbeiterbewegung begehrt die Freiheit des Arbeiters — sagt Sohm —;
der Arbeiter will ein freier, gleichberechtigter Vertragsteil bei Festsetzung der Be-
dingnngen des Arbeitsvertrages sein." Das scheint das Ziel zu sein, wenigstens
finden wir kein andres angegeben. Das aber genügt nns nicht und wird anch
den Arbeitern nicht genügen. Es ist zn viel und zu wenig gesagt. Was heißt
das: die Freiheit und Gleichberechtigung beim Arbeitsvertrag? Rechtlich ist die
Gleichstellung ja schon vorhanden, nur thatsächlich nicht. Man thäte vielleicht besser,
Freiheit und Gleichheit beim Abschluß des Arbeitsvertrags zu sagen, man würde
dann wenigstens das, worum es sich handelt, die thatsächliche wirtschaftliche Macht-
stelluug der Vertragsteile, etwas greifbarer vor Augen behalten. Wenn ich mit
jemand einen Vertrag schließen muß, der es nicht nötig hat, ganz gleich, ob ich
arm bin, und er reich ist, oder umgekehrt, so bin ich der schwächereTeil, und von
Freiheit und Gleichheit bei Festsetzung der Vertragsbedingungen ist da eigentlich
nicht die Rede. Beim Abschluß des Arbeitsvertrages hat es der Unternehmer wohl
meistens weniger dringend nötig als der Arbeiter und kann es länger aushalten,
er hat zuzusetzen, zu verlieren. Manchmal freilich giebt auch der Umstand, daß
man nichts zu verlieren hat, eine höhere Machtstellung. Soll diese Ungleichheit
der Vertragsteile uuu ganz aus der Welt geschafft, ganz unmöglich gemacht werden?
Die Sozialdemokratie verspricht das den Arbeitern. Auch die Natioual-Svzialcn?
Es giebt aber auch noch eine weitere, für die Bedingungen des Arbeitsvertrags
folgenreiche Ungleichheit, das ist die Ungleichheit der Personen ans ein und der¬
selben Seite. Der gnte, liebenswürdige, auch der schwache Unternehmer findet unter
Umständen viel leichter Arbeiter und Dienstboten — denn auch diese kommen doch
in Betracht — als der energische, mürrische, als bös verschrieene. Dann ist dix
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geschäftliche Möglichkeit, den Wünschen der Arbeiter zn entsprechen, überaus ver¬
schieden. Es wird das in unbegreiflichein Maße von den Arbeiteraposteln un¬
beachtet gelassen, wie überhaupt die Frage: Mas kann der Unternehmer für die
Arbeiter leisten? Und auf der andern Seite schlägt doch der tüchtige, der willige,
freundliche, auch der gesunde und begabte Arbeiter hnnfig den untüchtigen, den wider-
haarigen, mürrischen, kranken und dummen in den Arbeisbedingnngcn, So ganz
nnnatürlich ist das auch gar nicht, solange der Unternehmer, wie der Verfasser sagt,
der „Führer des Arbeitsprozesses" ist, der die Arbeiterschaft vrganisirt und „zu dem
von ihm erkannten Ziele in Bewegung setzt," und vollends, solange das „kapitalistische
Privateigentum," das der Verfasser doch erhalten haben will, dem Unternehmer
ein unbestreitbares Interesse daran aufzwingt, daß er Herr in dem Hause bleibt,
das er bewirtschaftet, das sein ist. Soll auch diese Ungleichheit beim Arbeits-
vertragsschlnß uumöglich gemacht, jedes Recht der Auswahl dem Unternehmer ent¬
zogen werden? Auch das verspricht die Sozialdemvkratie den Arbeitern. Und wie
stellen sich dazu die National-Sozialen? Soviel wir sehen, in beiden Fragen nicht
um ein Haar anders als die Sozialdemokratin!, oder die ganze Bewegung ist viel
Lärm um nichts, nicht wert, daß ein Arbeiter sich deshalb umdreht.

Aber die Mittel sind verschieden. Die Sozialdemokratie will das heutige Recht
und den heutigen Staat durch den Znknnftsstant ersetzen, wo kein kapitalistisches
Privateigentum mehr besteht; durch den Arbeiterstaat, wo es überhaupt keinen Unter¬
nehmer mehr giebt, und der ganz und ausschließlich de« Arbeitern dient, sich um
sie dreht und von ihnen unbeschränkt beherrscht wird. Sie will dahin gelangen,
d. h. zum Umsturz des Bestehenden, indem sie die arbeitenden und besitzlosenKlassen
organisirt, in Industrie und Landwirtschaft, im Beamtentum und in Handel und
Verkehr, in Stadt nnd Land, in Zivil und Militär, im Landstum, in der Landwehr,
in der Reserve und selbst bei den Fahnen. Dahin wird unermüdlich „zielbewußt,"
mit pshchologischerFindigkeit uud demagogischem Geschick gearbeitet, es wird gewühlt
und geschürt, bald laut polternd, bald im geheimen. Jede Mitarbeit in den Par¬
lamenten, in den Gemeindevertretungen, in gemeinnützigen Vereinen wird in den
Dienst dieses einen großen Ziels gestellt, zum Teil dem Einzelnen nnr halb bewußt,
mit dem dem Fanatismus eignen Instinkt, der die Jesuiten zu so trefflichen Werk¬
zeugen der schwarzen Internationalen macht. Ist dann die Organisation fertig, so
ist der „Umsturz" da. Die National-Sozialen dagegen »vollen das bestehende Recht
und den bestehenden Staat mit dem kapitalistischen Privateigentum uud deu kapi¬
talistische« Unternehmer erhalten, aber ihr Ziel wollen auch sie — wie es scheint —
durch die Orgauisativu der Massen der Arbeiter, aller Arbeiter erreichen. „Die
Arbeiterbewegung wird siegen — sagt Sohm —, das Recht ist ans ihrer Seite.
Der freie Arbeisvertrag ist der Arbeitsvertrng der bestehenden Rechtsordnung. Die
von der Gewerbeordnung gewährte Koalitionsfreiheit ist die Besieglung dieser That¬
sache." Alle Arbeiterschutzgesetze, heißt es weiter, so hochbedeutsam und so sehr
dankenswert sie seien, berührten den ,,Kern der Arbeiterfrage, den Schutz der Freiheit
des männlichen, erwachsenen, gesunden Arbeiters bei Abschluß des Arbeitsvertrags"
entweder gar nicht oder doch nur in ungenügender Weise. „Lediglich die Koalitions¬
freiheit der Gewerbeordnung greift an dem entscheidenden Punkte ein. Aber ihre
Verwirklichung wird in dem größten Teile Deutschlands durch ein veraltetes Vereins-
recht gehindert."

Die Sozialdemokraten haben Recht, wenn sie darüber lachen, daß die National¬
sozialen das Ziel durch die Koalition ohne Umsturz des bestehenden Rechts erreichen
zu »vollen vorgeben. Die Arbeiter, die man nn das Ziel glauben macht, müssen
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der Sozialdemokratie als reife Früchte zufallen Die national-soziale Irrlehre hat
eben noch den besondern Fehler der Halbheit. Die Arbeiter sind nicht so unpraktisch,
daran zu glauben, daß durch Konlitiouen die bei der heutigen Rechtsordnung
natürliche Ungleichheit in der Machtstellung der vertragschließende» Teile aus der
Welt geschafft werden könnte, ohne daß zugleich der gewaltigen Mcisfe der Arbeiter
und Nichtbesitzendendie alleinige, unumschränkte Macht znfiele, neben der von Rechten
kapitalistischer Unternehmer gar nicht mehr die Rede sein könnte. Wie sollte denn das
anders praktisch durchgeführt werden? So wohlthätig auch unter Umstände« Arbeiter-
koalitivueu auf die Besserung der Lage der Arbeiter eingewirkt haben und einwirken
können: die Arbeiter unter der Parole jenes Ziels und znm Kampf dafür organisiren,
grundsätzlich uud überall, das hieße doch einen Staat im Staate bilden, einen Ge¬
waltstaat im Rechtsstaat, eiueu nach Millionen zählenden Arbeiterstaat, der die An¬
gelegenheiten seiner Augehörigen nach gleichsam kommunistischenGrundsätzen allmächtig
regeln, jede Sonderbeziehung der Einzelnen zur Arbeitsgelegenheit aufhebe», das
Häuflein Unternehmer draußen nach seiner Pfeife zu tanzen zwingen uud ganz selbst¬
verständlich auch die Räder der alten Staatsmaschinerie mit starker Hand zum
Stillstand bringen würde, wenn seinen leitenden Geistern die Bedingungen nicht
angemessen schienen, für die die arbeitenden und besitzlosen Millionen den Interessen
des alten Gesamtstaatswesens dienen müssen. Man sollte sich doch nicht darüber
täuschen, daß dieser Lehre gegenüber die radikale Umsturztheorie der Sozialdemokratie,
so ungesund uud nnklar sie ist, den deutschen Arbeitern als ein Urbild von Ge¬
sundheit und Klarheit erscheinen muß.

Es ist unmöglich, daß die National-sozialen bei solchen Zielen ehrlicherweise
behaupten können, daß sie ini Gegensatz zur Sozialdemokratie für die Aufrecht¬
erhaltung des bestehenden Rechts und des bestehenden Staats einträten. Ihre
praktische Agitation straft sie auch Lügeu. Das kann gar nicht anders sein in dem
Konkurrenzkampf mit der stärker» Sozialdemvkratie, deu mau als „Partei" anfzuuehmen
sich vermißt. Die Theoretiker der neuen Partei mögen daran zum Teil selbst keine
Schuld haben, aber verantwortlich bleiben auch sie für das Uuheil, das sie an¬
richten, schon dadurch, daß nichts den Fortgang gesunder Sozicilreformen mehr
lahmen und hemmen kann, als ein so einseitiges, unklares und ungerechtes Eintreten
für die Bevölkeruugsschichteu, denen dnrch seine Reformen zu helfen der für die Inter¬
essen und die Rechte aller Schichten Verantwortliche Staat sich redlich bemüht hat
nnd noch bemüht. Das bestehende Recht uud der bestehende Staat ist der gebvrne
Bundesgenosse des deutschen Arbeiters, sagt Professor Sohm; möchte er diese Über¬
zeugung den Arbeitern durch die national-soziale Propaganda auch nicht rauben
lassen. Alle Dialektik der gelehrten Herreu kaun uns nicht über die Wahrnehmung
hinwegtäuschen, daß dies iu verhängnisvollem Maße geschieht.

Der Gefechtswert der Kriegsflotten. Zum Nachweis der dringenden
Notwendigkeit einer Verstärkung nnsrer Flotte soll im nachstehenden ein Mittel
gegeben werden, das den Laien in den Staud setzt, deu Gefechtswert eines Kriegs¬
schiffes und dadurch auch die Stärke jeder Kriegsflotte zu berechnen. Es soll dabei
von folgenden Voraussetzungen ausgegangen werden: die Stärke der Kriegsflotten
wird ausgemacht durch deu Gefechtswert aller Panzerschiffe und Kreuzer von mehr
als 2000 Tonneu Größe Wasserverdrängung oder Gewicht des Schiffskörpers);
diese Größe entspricht auch der vierten der vom Kaiser dem Reichstage übergebnen
Tafeln, die von der Hand des Kaisers den Vermerk trägt: „Alle Panzerkanonen¬
boote, Torpedokreuzer, Avisos, Divisiousbvote, Torpedoboote, Kanonenboote sind
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fortgelassen, da sie für den endgiltigen Ausgang eines Krieges belanglos sind."
Ferner: jedes große Kriegsschiff von etwa dreißig Jahren Alter hat so gut wie keinen
Gefechtswert mehr, und je älter ein Schiff ist, desto schneller nimmt sein Gefechts¬
wert ab. Die nene amtliche Denkschrift setzt die Altersgrenze der Panzerschiffe nur
auf fünfundzwanzig Jahre an; trotzdem ist hier dreißig Jahre als Grenze ange¬
nommen, nm zu beweisen, daß auch unter noch günstigern Annahmen für den Gefechts¬
wert unsrer alte» Schiffe die Gesamtkraft unsrer Flotte weit hinter den Flotten
vieler auderu Seemächte zurücksteht. Schließlich: zwei Schiffe gleicher Gattung und
gleicher Größe, die ungefähr zu gleicher Zeit erbaut worden sind, haben annähernd
gleichen Gefechtswcrt; diese Annahme ist deshalb richtig, weil Schiffsbauknnst uud
Waffentechnik bei allen Seestaaten heutzutage auf ziemlich gleicher Entwicklungsstufe
stehen. Die Unterschiede zwischen gleichartigen, gleichaltrigen und gleichgroßen
Schiffen verschieduer Flagge gleichen sich ungefähr aus; ist eine Eigenschaft, z. B.
die Bewaffnung bei den Schiffen eiues Staates starker entwickelt im Verhältnis zur
Schiffsgröße, als bei gleichen Schiffen eines andern Staates, so haben dafür diese
letztern mehr Panzerschutz oder größere Geschwindigkeit oder größern Kohlenvvrrat,
als die zuerst genannten Schiffe. Man darf eben nie vergessen, daß kein von
Menschenhänden gebautes Kriegsschiff das Ideal des Schisfes sein kann, das der
menschliche Geist auszuklügeln versteht. Der Schiffskörper soll schwimmen und
möglichst schnell beweglich sein; er soll Geschütze tragen nnd Panzerschutz gegen
feindliche Geschosse haben. Ein schnelleres Schiff braucht stärkere, also schwerere
Maschinen und größer» Kvhleuvorrat als ein langsameres Schiff von gleicher Größe.
Ein Schlachtschiff, das deni Feinde dicht zu Leibe gehen soll, muß in seinen wich¬
tigsten Teilen stark, also schwer gepanzert sein, mnß deshalb entweder in der
Schnelligkeit oder im Gewichte seiner Trutzwnffeu beschränkt werden. Es ist nicht
nötig, auf die Entwicklung des Panzerschiffbaues einzugehen, nm klar zu machen,
daß der Gefechtswert jedes einzelnen Panzerschiffs zwar sehr verschieden große Einzel-
posteu aufweisen kann, in seiner Gesamtsumme aber doch eiue Größe sein wird, die fast
nnr von der Wasserverdrängung des Schiffs uud vou dem jeweiligen Eutwicklungs-
staude der Technik, also von dem Alter des Schiffs abhängt; deshalb kann man ohne
nähere Prüfung sagen, daß z. B. die Schlachtschiffe erster Klasse Barfleur (englisch,
Stapellcmf 1892, Größe 10 500 t), Brennus (französisch, 1891. 11395 t), Georgi
Pobjedonvsetz (russisch, 1892, 10218 t) und Oregon (nordamerikauisch, 1893. 10231 t.)
ungefähr denselben Gefechtswert haben wie unsre Brandenburg (Stapellauf 1891,
Größe 10 033 t). Giebt mau den um 1895 (zwischen 1893 nnd 1397) vom
Stapel gelassenen Panzerschiffen von 10 000 Tonnen Größe als Gefechtswert die
Zahl 10 uud bedenkt, daß ein dreißig Jahre altes Schiff fast gär keinen Wert
mehr hat, so wird man die Wertnbnahme für ältere Schiffe gleicher Größe iu
folgender Weise ausdrücke» touuen:

Jahr des Stapellnufs . . . 1895 1390 1835 1880 1875 1870 1805
Gefechtswert eines Panzerschiffs

von 10000 Tonnen Größe . 10 9 8 0,5 5 Z 1

Berechnet man sich auf Grund dieser Skala eine Tabelle für Panzerschiffsgrößen
von 2000 bis 16000 Tonnen, so hat man einen Maßstab, wonach man für
alle Panzerschiffe den Gefechtswert bestimmen kann. Obgleich dieser einfache Maß¬
stab natürlich nicht das leisten kaun, was einzelne Fachlente mit Hilfe der sehr
verwickelten und langwierigen Formeln des italienischen Kapitäns zur See Bettolo
zu berechnen imstande sind, so giebt er doch einen sehr zuverlässigen Taxwert für
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jedes Schiff der Flottenliste. Nach dieser Tabelle ist der Gefechtswert für Barfleur
9,5, für Georgi Pobjedonosetz 9,3, für Bremms aber 10,3, für Oregon 9,8 und
für Brandenburg 9,0. Die Schiffe der Sachsenklasse nnd alle fremdländischen Schiffe
gleicher Größe und gleichen Alters bekommen den Gefechtswert 4,6, also wenig
mehr als die Hälfte der Brandenburg. Die nensten deutschen Schlachtschiffe
Kaiser Friedrich III. und Ersatz-Friedrich d. G. bekommen die Verhältniszahl 12,2,
während die vier im Ban begriffnen japanischen Schlachtschiffe das Maximum des
Gefechtswerts mit 15,5 erreichen, denn ihre Größe wird nach den neuesten An¬
gaben 15 500 Tonnen erreichen. Wie Sachsen, so wird auch das österreichische
Kasemnttcnpanzerschiff Tegetthoff (Stapellanf 1878, Größe 7390 t> mit 4,6 zu
rechueu sciu, wahrend der etwas größere nnd etwas neuere französische Terrible,
ein für die Küstenverteidignng bestimmtes Turmschiff (Stapellanf 1831, Größe
7575 t), den Gefechtswert 4,8 hat. Es sei noch erwähnt, daß nach dieser Tabelle
den fünf ältern Küstenpanzerschiffen der Siegfriedklasse der Wert 3,3 und den drei
neuen, Hagen, Odin nnd Ägir (Stapellanf 1393 bis 1395, Größe 3500 t), der
Wert 3,5 zufällt, ferner der Oldenburg (1834, 5200 t) 4,1. Das französische
Küstenpanzerschiff Tempöte (1876, 4869 t) ist seines Alters wegen nnr mit 2,5
gerechnet. Diese Beispiele werden genügen, um die Verweuduug der Tabelle zu
erläutern; bisher wurde sie nur für Panzerschiffe benutzt. Ohne einen merklichen
Fehler zu begehen, wird man die Panzerkreuzer ganz ebenso einschätzen dürfen wie
die Panzerschiffe; viele ältere Panzerkreuzer der englischen, französischen, russischen
und die drei der deutscheu Flotte sind ja nichts andres als alte Panzerschiffe. Die
modernen großen Panzerkreuzer, wie z. B. Dupuy de Lome, Rjurik, Rossija, Jecmne
d'Are und Emperador Carlos V. unterscheiden sich nur durch größere Geschwindigkeit
und leichter» Panzerschutz von gleich großen Schlachtschiffen; die Bewaffnung ist
bei beiden Gattungen gleich schwer. Von den genannten Panzerkreuzern hat also
Dnpuy de Lome (Stapellanf 1890, Große 6406 y den Gefechtswert 5,8, Rjnrik
(1892, 10933 y hat 10,0, Rossija (1896, 12 200 t) hat 12,2, Jecmne d'Are lim
Bau, 11270 t) hat 11,3, Emperador Carlos V. (1895, 9090 t) hat 9,1 als Ge-
fechtswcrt. Von nnsern Panzerkreuzern mnß Ersatz-Leipzig (im Ban, 10650 t)
mit 10,7 gerechnet werden, während die kürzlich unter die Panzerkreuzer verseiften
alten Panzerfregatten König Wilhelm (1868, 9757 t), Kaiser und Deutschland (beide
1874 vom Stapel und 7676 t groß) nur 2,9,-3,8 und 3,8 als Gefechtswert
bekommen können, das heißt: alle drei zusammen haben nnr noch ungefähr soviel
Gefechtstraft wie eiu moderner Panzerkreuzer von der Größe der Ersatz-Leipzig.

Für die geschützten Kreuzer über 2000 Tonnen Größe, also die Panzerdccks-
kreuzer erster bis dritter Klasse setzt die schon erwähnte Denkschrift zwanzig Jahre
als Altersgrenze an; um aber dieselbe Tabelle wie für die Panzerschiffe benutzen zu
können, sollen wieder fünf Jahre Überschuß gerechnet werden, sodaß einem zwanzig
Jahre alten geschütztenKreuzer noch 0,3 seines Anfangswertes zugestanden werden
soll. Dadurch wird wieder vermieden, daß den hier angestellten Berechnungen der
Vorwurf gemacht werde» könnte, die Abnahme des Gefechtswertes mit dem Alter
sei zu groß angenommen. Freilich darf man die geschützten Kreuzer nicht gleich¬
wertig mit den Panzerschiffen rechnen; denn bei ihnen ist zu Gunsten der Ge¬
schwindigkeit und des großen Kohlenvorrats (Eigenschaften, die die Selbständigkeit
des Kreuzers ausmachen) die Schwere der Bewaffnung und die Ausdehnung des
Panzerschutzes derart eingeschränkt, daß sich diese Kreuzer nicht mit Schlachtschiffen
gleicher Größe und gleichen Alters messen können. Deshalb soll ihr Gefechtswert
in folgender Weise ausgedrückt werden:

Grenzbotcm I 13S7 77
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Jahr des Stapellaufs......1895 1890 1885 1380 1875
Gefechtswert eines geschütztenKreuzers

von 10000 Tonnen Größe . . . 9 8 6,5 5 3

Das ergiebt für unsre neuesten Kreuzer zweiter Klasse, Ersatz-Freyci, X, I,, U
und 5l deu Gefechtswert 5,1, für Kaiserin Augusta 5,0, für Gefion 8,5, für
Irene und Prinzeß Wilhelm je 3,0; als einzigen geschützten Kreuzer dritter Klasse
kann man den Aviso Hela mitrechueu, dessen Gefechtswert 1,8 beträgt.

Man übersieht sofort, daß man zur Berechnung der Gefechtswerte aller ge¬
schützten Kreuzer vou mehr als 2000 Tonnen die für Panzerschiffe berechnete
Tabelle benutzen kann, wenn man darauf alle Jahreszahlen entsprechend ändert.
Um jedem Gelegenheit zu geben, ähnliche Berechnungen anzustellen, die ja nnr zur
Klärung des Bedürfnisses für die baldige Kräftigung unsrer Seemacht dienen können,
soll hier die Tabelle vollständig gegeben werden:

Tabelle zur Berechnung des Gefechtswerts von Kriegsschiffen

Für Panzerschiffe und Panzerkreuzer 18»5 18»0 1385 1880 1375 1370 1365

Schisfsqröbe.....2000t 2,0 1,3 1,6 1.3 1.0 0,6 0.2
3000 3.0 2,7 2,4 1,95 1,5 0,9

1,2
0.3

4000 4,0 3.6 3,2 2.6
3,25

2.0 0.4
5000 5,0 4,5 4,0 2,5 1,5 0.5
6000 6,0 5,4 4,8 3,9 3,0

3.5
1,8 0.6

7 000 7,0 6,3 5,6 4,55 2.1
2.4

0,7
8000 8,0 7,2 6,4 5,2 4.0 0.3
»000 9,0 8,1 7,2 5,85 4.5 2,7 0.9

10000 10,0 9,0
9,9

8,0 6,5 5,0 3,0 1,0
11000 11,0 8,8 7,15 5,5 3,3

3,6
1,1

12000 12,0 10,3 9.6 7,8 6,0 1,2
1,313000 13,0 11,7 10,4 8.45 6,5 3,9

14000 14,0 12,6 11.2 9.1 7,0 4.2 1.4
15000 15,0 13,5 12,0 9,75 7,5 4.5 1,5
16000 16,0 14,4 12,8 10,4 8,0 4.3 1,6

1895 1390 1385 1830 1375

Um die Tabelle richtig und so genau wie möglich zu benutzen, muß man für
Schisie, die z. B. zwischen 1885 und 1890 gebaut sind, in deu wagerechten Reihen
Zwischenwerte suchen, während man für die Hunderte des Tonnengehalts in den senk¬
rechte» Reihen den genauen Wert bestimmt. In den Summen der Gefechtswerte
jeder Schiffsklasse wurden znr Vermeidung der Dezimalen die Zahlen abgerundet, wie
allgemein üblich ist. Mit Hilfe der Tabelle ist für sämtliche in dem Werke „Deutsch¬
lands Seemacht sonst und jetzt" auf Seite 188 bis 193 angegebneu Pauzerschiffe,
Pauzerkreuzer und geschützten Kreuzer erster und zweiter Klasse, außerdem für die
geschützten Kreuzer dritter Klasse, deren Zahl die Tabelle auf Seite 194 ebenda an¬
führt, der Gefechtswert bestimmt worden. Weggelassen wurden nur die „geplanteu"
französischen Kreuzer und die alten hölzernen Panzerschiffe zweiter Klasse Cvlbert,
Trident, Richelieu und Snffre». Die aus der Liste unsrer Kriegsschiffe gestrichnen
Panzerschiffe Preußen. Friedrich der Große, Friedrich Karl und Kronprinz, die jetzt
als Hafenschiffe aufgebraucht werden, sollen hier, obgleich sie aus technischenGründen
so gut wie keinen Gefechtswert mehr haben, mit den der Tabelle entsprechenden
Wertzahlen 3-i-3-j-1-i-1^--8 mitgerechnet werden, weil sie im Notfalle bei der
Verteidigung der Knegshäfen noch mitwirken können, und weil einige gleich alte
und gleich schwache Schiffe der andern Seestaaten hier anch mitgezählt worden sind.
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Den Gefechtswert der wichtigsten Kriegsflvtten zeigt nach dieser Berechnung
folgende Übersicht!

1 2 3 4 5 6 7 8 9

Flotte L
« zösische ssische vameri-nische

A
'L ienische

^
n

K
L ister-̂chische

8 ^ Z ^ >L« A ^ ^s- ^

Hochseepcmzerschisfc 1. Klasse , 393 178 162 !«7 85 127 58 8
„ 2. „ . öS 30 9

Panzerschiffe 3. Klasse . , , 27 47 11 23 1 22
" ' 2 t 20 24 9 4 2 27 22

Hafenschiffe.......

Gefechtswert der Panzerftotte . Svti 27S 19S 117 89 12g 11« 9 44

60 61 64 23 7 31 21 72 11
GeschützteKreuzer 1. Klasse . 187 39 15 30

„ „ 2° " 191 66 21 34 51 12 4t) 20 - 7
/? „ " 57 25 6 12 17 2 2

Gefechtswert der Krcuzerflotte . 495 1»! 8S 78 10« «0 «z 92 20

Gefochtswert der ganzen Flotte 1001 40« 280 19S 18!) 189 179 101 «4

Also Verhältniszahl: 10 4,7 2,8 2,0 1,9 1,9 1,8 1,0 0,6

Obgleich also sozusagen „Krüppel und Lahme," nämlich die Hafenschiffe mit¬
gerechnet sind, und obgleich den alten Schiffen ein etwas höherer Gefechtswert ein¬
geräumt ist, als ihn die amtliche Denkschrift festsetzt, nimmt die deutsche Flotte erst
die siebente Stelle ein. Und da wagt man davon zu reden, es sollte eine Flotte
ersten Ranges werden!

Wie die Stärkeberechnung deutlich zeigt, giebt es nur eine einzige Seemacht
ersten Ranges, die englische; die französische ist knapp halb so kräftig wie die
englische, sie ist folglich keine Seemacht ersten, sondern mir eine zweiten Ranges.
Da aber die französische Flotte je zwei der andern Flotten geringerer Größe ge¬
wachsen ist, so giebt es anch keine andre Flotte zweiten Ranges, als die französische.
Wie die Verhältnisznhlen zeigen, muß man die russische, die nordamerikanische, die
japanische, die italienische und die deutsche Flotte zu den Flotten dritten Ranges
rechnen. Ist es nnn der Größe des deutschen Welthandels angemessen, daß Deutsch¬
land die schwächsteFlotte dritten Rauges hat? Georg Wislicenns

Haudelsstand und Kriegsmarine. Wenn auch die neuesten Verhand¬
lungen über die Stärkung der deutschen Seemacht nicht unmittelbar zu einem so¬
genannten „Konflikt" zwischenRegierung und Reichstag führen sollten, so werden sie
doch eine wertvolle praktische Bedeutung für die Zukunft behalten. Um des lieben
Friedens willen diese Bedeutung zu vertuschen, wäre ein arger Fehler. Mag man
an der Form, in der es geschehen ist, manches bemängeln: daß die oberste Kriegs¬
leitung dem Volke in der Flottenfrage einmal „reinen Wein" eiugeschenkt hat, kann
nicht hoch genng augeschlagen werden. Es ist endlich unzweideutig ausgesprochen
worden, daß mit dem bisherigen parlamentarischen Spiel, worin die Mehrheit des
Reichstags ihre Weisheit und Manneswürde bethätigen zn müssen glaubte, und
für dessen Verkehrtheit die jüngsten Verhandlungen und Beschlüsse deu schlagendsten
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Beweis geliefert haben, in der Flvttenfrage nicht mehr auszukommen ist. Verant¬
wortlichkeit und Sachkunde waren machtlos gegen die unverantwortliche Rechthaberei,
mit der die Herren vom Freisinn und vom Zentrum im Verein mit deu Sozial-
demokrateu selbst von den znr Aufrechterhaltung des bisherigen Standes unsrer See¬
macht unerläßlichen Forderungen der Regierung abgehandelt nnd abgestrichen haben.
Höfliche Rücksicht war diesem Treiben gegenüber nicht mehr am Platze; das Volk
durfte darüber nicht mehr im Zweifel gelassen werden, wer und wie man mit seinen
ernstesten Interessen spielte. Die Stellung der katholischen Fraktion im Reichstag
auch zu der Flvttenfrage soll hier nicht uäher erörtert werden. Sie wird ihren
Richter finden über kurz oder laug. Wir sind überzeugt, daß die Katholiken Deutsch¬
lands nur zum kleinen Teile hinter dieser Politik stehen, aber die Herren Lieber
und Genossen, mögen sie es in ihrer Art vielleicht mit der engern Heimat gnt meinen,
sollen sich nicht mehr beklagen, wenn sie von deutschen Politikern nicht mehr voll
als Deutsche gerechnet werden, jedenfalls weniger als die deutschen Juden. Auch
die Haltung der „freisinnigen" Reichstagsabgeordneten selbst soll uns nicht weiter
beschäftigen; ihre Politik ist schon gerichtet und abgethan. Aber daß gerade der
deutsche Handelsstand immer noch in hellen Haufen selbst in der Flvttenfrage hinter
ihnen am Narrenseil herläuft, das ist eine Erscheinung, die jetzt ganz unmittelbar
das Interesse herausfordert.

Wir stehen im Zeichen der sogenannten „agrarischen Übergriffe." Es gilt uns
als Politisch und sozial verkehrt, Deutschland nur deshalb iu die selbstgenügsame Be¬
schränktheit des Agrarstnats zurückzwingen zu Wolleu, weil viele landwirtschaftliche
Grundbesitzer, zum großen Teil nicht ohne eigne Schuld, infolge der neuen welt¬
wirtschaftlichen Entwicklung iu ihrem Vermögensstande zeitweilig geschädigt worden
sind, während die Gesamtwirtschaft der Nation und vor allem der Staat selbst in
seiner siuanziellen Existenz unwiderruflich und iu zunehmendem Maße auf den
Anteil angewiesen sind, den der Gewerbefleiß durch den Handel nn der Weltwirt¬
schaft nimmt. Deutschland ist nun einmal der zweite Welthandelsstaat in Enropa,
der erste nach England, daran ist nicht zn rütteln, ohne das Ganze zu ruinireu.
Aber wenn sich in einem solchen Staate die Kaufleute von den Agrariern mit so cms-
gesprochner Mißachtung, ja mit so herausforderndem Übermut behandeln lassen
müssen, wie wir das seit Jahr und Tag sehen, nnd wenn trotz seiner gewaltigen
finanziellen Leistungsfähigkeit nnd auch thatsächlichen Leistnug für den Staat nnser
Handelsstand gegen diese Behandlung, wenigstens in Prenßen, vom Handelsmmister
kanm ein Wort der Verteidigung, vom Finanzmiuister sogar das Gegenteil zu er¬
warte« hat, so sind das doch ganz unnatürliche Zustände, die zu ergründen und zu
erklären die Kaufleute selbst eiu ernstes-Interesse zeigen müßten. Wir verstehen es,
wenn im deutschen Handelsstande darüber Entrüstung und Verbitterung herrscht,
und daß man in solcher Gemütsstimmung leicht Thorheiten macht; aber wir ver¬
stünden es nicht, wenn die Kaufleute, die doch sonst sehr klug sind und den Menschen
vor allem nach dem Erfolge beurteilen, nicht bald einsähen, daß die Hauptschuld
an der politischen Ohnmacht des deutschen Handelsstands seine eigne politische Un¬
reife trägt. Die ungchenre Thorheit, die von deutschen Kaufleuten jetzt in der
Flvttenfrage begangen wird, soweit sie „unentwegt" den freisinnigen Schlagwvrtcn
folgen, sucht in der Geschichte des Welthandels vergebens ihresgleichen, und wir
möchten fast hoffen, daß ihneü über diese Thorheit vor sich selber ein heilsamer
Schreck in die Glieder fahren wird, wenn sie sichs nur ciumal recht überlegten,
was sie jetzt iu Deutschland sein sollten und was sie sind: politische Führer oder
Prügeljnngen. Die große Masse der „freisinnigen" Kaufleute gehört dabei nicht
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etwa den an Geld und Einsicht untern Schichten des Standes an. Diese, die Klein¬
händler für den örtlichen Bedarf, sind fast ganz in das züuftlerisch-mittelstauds-
parteiliche Lager übergegangen nnd kommen für Welthaudclsfragen und auch für die
deutsche Flotteufrnge nicht in Betracht. Für sie hat nur mich die Unterbindung
des inländischen Verkehrs Interesse. Dagegen reicht der „freisinnige" Kaufmann,
namentlich in der Neichshnuptstadt, nach oben bis zu den höchsten Stufen, zur
lmuw tunmos der Banken, die portugiesische und griechische und auch bessere Werte
auflegen, wie iu die Kreise der Hunderte von Millionen umsetzenden Exportfirmen.
Gewiß giebt es im deutschen Haudelsstande Männer genug, die die öde Unfrucht¬
barkeit der freisinnigen Doktrinen hinreichend kennen und sie bekämpfen, aber sie
sind der Masse gegenüber noch ohnmächtig, zaghaft, vereinzelt, sie sind jeden¬
falls nicht imstande, der Gesamthaltung unsrer Kaufleute ciu andres Gepräge auf¬
zudrücken. Die deutsche Kaufmannschaft, mit der zu rechnen ist, tanzt noch heute
nach der freisinnigen Pfeife.

Sehen wir nns den Tanz in der Flottenfrage etwas näher an. Der Kaiser
und die Regierung bieten in voller Würdigung der Lage alles auf, um für uuscr
Wirtschaftslebeu aus den zu eng gewordnen agrarstaatlichen Fesseln heraus draußeu
in der Welt die Stellung zu erringen, die uns allein lebensfähig erhält, die Welt¬
stellung, die Weltmacht Deutschlands, die wir nicht mehr entbehren können. Mit
diesen Zielen sind die Kaufleute Wohl zufrieden, und eifrig suchen sie sie gegen
Junkertum und Zünftlertum und alle andern Feinde auszuspielen, ja gegen die Re¬
gierung selbst, wem, es paßt. Aber sobald es gilt, zur Regierung zn stehen, wenn
sie die Mittel verlangt, die unerläßlich sind nach dem Urteil ihrer sachverständigen,
verantwortlichen, berufnen Beamten, an deren Gewissenhaftigkeit und Ehrlichkeit
kein Zweifel obwaltet, dann ist die „freisinnige" Opposition das einzige, was für
den deutschen Kaufmann in Betracht kommt, und jedes eigne Denken und Ur¬
teile» scheint völlig aufzuhören. Wenn unsre Kaufleute, frei vou deni Banne der
freisinnigen Parteivrthodoxie, die Frage prüften, ob Deutschland bei der heutigen
Weltlage die Stellung als Großmacht behaupten könne allein mit dem Landheer,
ohne starke Flotte, dann müßten sie, gerade sie zuerst, zu einem entschieduen Nein
gelangen. Gerade der Kaufmann muß wissen, daß zu Lande Großmacht, zur See
Kleinstaat sein für Deutschland heute gleichbedeutend ist mit Ohnmacht, er muß es
verstehn, daß ein Ugrarstaat, selbst als Großmacht, vielleicht mit der notdürftigen
Küstcnverteidignng auskommen kann neben einer starken Landarmee, aber daß für
einen Industrie- und Handelsstaat wie Deutschland als Großmacht die Beschränkung
ans den Küstenschutz eine Unmöglichkeit ist, er muß anerkennen, daß das Schlag-
Wort vom „Küstenschutz," über den hinaus alles „uferlos" sei, bisher das Stecken¬
pferd des bürgerlichen abgelebten Liberalismus im Parlamentsspiel, im Grunde
genommen ein agrarischer Ladenhüter ist aus der Zeit des deutschen. Bundes und des
Zollvereins. Und was heißt , denn überhaupt ausreichender Küstenschutz? Daß dazu
kräftige Offensivstöße unentbehrlich sind, wird kaum von jemand geleugnet. Wie
weit sollen diese Vorstöße im Küstenschntz gehen, und soll das vom Reichstage
bestimmt werden? Etwa nur soweit das Meer Ostsee heißt uud Nordsee? Daß
ein künftiger Krieg zwischen Großmächten ein Weltkrieg sein wird, ist sehr wahr¬
scheinlich, das glauben die Mächte, die sich Griechenland auf der Nase herum¬
tanzen lassen, nns Furcht, einander gegenseitig in die Haare zn geraten, selbst wohl
am sichersten, aber daß in einem Weltkriege eine Großmacht, die der zweite Handels¬
staat Europas ist, auch auf dem Weltmeere ein gesuchter Freuud und ein gefürchteter
Feind sein muß, wenn sie uicht trotz der auf das Landheer verwendeten Milliarden
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zu Schanden werden soll, dcis bekümmert, wie es scheint, den freisinnigen dentschen
Kaufmann keinen Augenblick. Wie kann man im Ernst behaupten, daß dieses Ziel
zusammenfalle mit einer Gleichstellung der deutschen Seemacht mit der französischen
vder gar mit der englischen? Wer denkt daran in maßgebenden deutschen Kreisen?
Nur mit der agrarisch-kleinstantlichcu Idee von der Küsteuverteidiguug müssen wir
brechen, und vvu dn bis zur „erstklassigen" Seemacht neben England uud selbst
ueben Frankreich ist noch ein sehr weiter Weg. Auch das ist doch nicht zu ver¬
gessen, daß unsre Verbündeten, Österreich wie Italien, uns zur See wenig oder
nichts helfen. Das führt zu der ungesunden Abhängigkeit von England, dieses
größten, erbittertsten Gegners des dentschen Handels, solange wir mit dem Rache¬
kriege Frankreichs rechnen müssen. Oder verfängt bei den freisinnigen Kaufleuten
wirklich noch immer die lächerliche Schlußfolgerung, daß für jedes neue deutsche
Panzerschiff von den übrigen Seemächten zwei vder drei solche gebaut, uusre Flotten-
aufwcndungen mithin zum Fenster hinansgcworfen sein würden? Diese „Schraube
ohne Ende" ist ja ein ganz famoses Schlagwort für alle Fälle, aber weil es eben
auf alles paßt, was Deutschland zum Schutz des Friedens und zur Förderung seiues
Handels thut zu Wasser wie zu Lande, sollte es der Kaufmann, der den Kon¬
kurrenzkampf gewohnt ist, als absurd erkennen. Jedenfalls ist es für den Gegner
sehr viel unbequemer, eine starke Flotte gegen uus aufbieten zu müssen als einige
Schiffe, und die Versicherung gegen die Kriegsgefahr, auf die es doch bei uusrcr
Wehrkraft vor allem ankommt, wird dann erst wertvoll. Es wird auch für den
Abschluß neuer Handelsverträge, das sollten sich die Herren von der Kanfmannschaft
gesagt sein lassen, recht wertvoll sein, wenn bis dahin mit der Doktrin vom bloßen
Küstenschutz in den Köpfen des dentschen Handels endgiltig aufgeräumt ist.

Der freisinnige Haupttrnmpf bleibt natürlich der Kostenpunkt. Wir kennen
unsre Kaufleute zu gut, um nicht zu wisseu, daß thuen in Wirklichkeit damit gar
nicht imponirt wird, wenn sie anch andern vielleicht damit gelegentlich imponireu
wollen. Der Hamburger Ausstand hat nach den Berechnungen seiner Gönner in
die Hunderte von Millionen Schaden gebracht. Was würde wohl dem deutschen
Volke durch eine Blockade verloren gehen, nnmittelbar und mittelbar? Aber das
wissen die Kaufleute alles viel besser als wir, ebenso wie sie es besser wissen, wie
wenig nnsre Volkswirtschaft durch griechische und portugiesische Verluste ruiuirt
worden ist, obgleich damit eine ganze stattliche Flotte zum Fenster hinausgeworfen
worden ist. Unsre Kaufleute wisseu auch am beste», daß es eitel Spiegelfechterei
ist, deu Ruin unsrer Finanzen zn prophezeien für den Fall, daß man einige schleunige
Schiffsbauten aus Anleihen zu bezahlen genötigt sein sollte, und daß ein Aufschub,
um das zu vermeideu, leicht das weit schlechtere Geschäft sein könnte. Es lohnt
wahrlich nicht, über diese Einwendungen noch ein Wort zu verlieren.

Es ist in ziemlich weitem Maße üblich geworden, die unverständige — man
pflegt auch zu sagen: unpatriotische — Haltung des deutschen Handelsstandes in
solchen Fragen, überhaupt seinen orthodoxen „Freisinn," unsern jüdischen Mitbürgern
in die Schuhe zu schieben. Die Kaufmannschaft ist verjudet, sagt man, und da ist eine
patriotisch weitsichtige Politik nicht mehr möglich. Leider habe» nnsre Judeu dazu
reichlich Veranlassung gegeben. Die heutige Generation der reichen jüdischen Kauf¬
leute, die den Ton unter ihreu Glaubeusgenossen durchaus angeben, ist leider noch
belastet mit einer verhältnismäßig großen Anzahl der widerlichen Emporkömmlinge
mit ausschließlicher Börsenerziehung, Chuikeru unch jeder Richtung, ohne Liebe zur
Heimat, ohne Pietät gegen das Elternhans, wie sie die zweite Hälfte des Jahr¬
hunderts ja auch unter den christlichenDentschen gerade genug gezüchtet hat. Nichts
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aber ist ungerechter und unvernünftiger gewesen, cils das brutale Streben des Anti¬
semitismus, den Juden überhaupt das Heimatsgefuhl zu raubeu. Wer sich iu unsern
alteingesessenen Fudeufamilien umgcseheu hat iu den sechziger und siebziger Jahren
und noch einen Funken Gerechtigkeitsgefühl hatte, der mnßte empört sein über die
Roheit nnd Dummheit, mit der die Antisemiten dem deutschen Juden schlechtweg
auch das deutsche Nationalgefühl absprachen. Mau hat sich damit am deutschen
Volke schwer versündigt, die guten Elemente unter deu Judeu zurückgedrängt, die
schlechte« mächtiger und schlechter gemacht nnd alle mit Gewalt iu das Lager des
Freisinns getrieben, wenn nicht gar iu das der Sozialdemokratie. Es kauu hier
uicht unsre Aufgabe sein, die antisemitische Verirrung und ihre verhängnisvollen
Wirkungen eingehend zu behandeln, ebenso wenig wie das, was am Judentum zu
verurteilen ist, aber alles Ernstes möchten nur dagegen Verwahrung einlegen, den
jüdischen Kaufleuten die Fähigkeit, die Pflicht nnd das gute Recht zu bestreiten,
als vollgiltige deutschePatrioten einzutreten auch für Deutschlands Macht zur See.
Als Kaufleute werden sie im Verständnis für die Flottenfrage den Christen ohne¬
dies nicht nachstehen, wenn die freisinnige Suggestion nur erst ihren künstlich ge¬
schaffnen und erhaltenen Reiz verliert.

Die politische Haltung des deutschen Kaufmmmsstandes darf so nicht bleiben,
wie sie ist. Sie ist eine Gefahr für unsre Volkswirtschaft und unsre nationale
Existenz. Schwer empfinden die Kaufleute selbst ihre ungesunde, unnatürliche
Stellung. Es wird ihre eigne Anfgnbe sein, der Juden wie der Christen, dem
ein Ende zu machen. Das kö'uueu wir andern, das kann der Staat verlangen. Je
eher es ihnen gelingt, je leichter es ihnen gemacht wird, nm so besser für die G--
samtheit. Das sollte kein guter Deutscher vergessen.

Eine französische Litteraturgeschichte. Uns hat immer ganz besonders die
französischeAbteilung in Hettners Litteraturgeschichte des achtzehnten Jahrhunderts ge¬
fallen, weil sie klar die Zusammenhänge zwischen der Zeitgeschichte und den Arbeiten
der Schriftsteller darlegt und dabei nicht dozirt, sondern schildert. Da wo sie
ansängt, bei Massillon, endet gerade die gleich ausgezeichnete Darstellung der fran¬
zösischen Litteratur des siebzehnten Jahrhunderts von Ferdinand Loth¬
eißen (zwei Baude, Wien, Gerold), die uns jetzt in zweiter Auflage vorliegt.
Lotheißen, ein geborner Darmstädter, verließ sein Heimatland als junger Gym¬
nasiallehrer, wie so mancher tüchtige Mann vor ihm, weil er sich mit dem
damals stark rückschrittlichen und dabei in die Persönlichen Verhältnisse seiner An¬
gestellten eingreifenden Staatsregimente nicht stellen konnte und wollte. Er ging
zunächst nach Genf, lernte dann Frankreich und Italien näher kennen und kam
zuletzt uach Wien, wo er in einem frühen Alter als Lehrer des Französischen an
einer Realschule und Universitätsprofessor 1887 gestorben ist. Er war ein geist¬
reicher, warmherziger, lebendiger Mann, der auch sehr viel geschrieben hat. Das
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